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Liebe Dortmunderinnen und Dortmunder,
liebe Genossinnen und Genossen,

Gerechtigkeit neu denken! Das wollen wir. Daher steht die SPD für die Gestaltung eines neuen
Sozialstaats. Wir wollen HartzIV hinter uns lassen und der Lebens- und Arbeitsleistung eines
Menschen wieder mehr Respekt erweisen. Wir wollen eine Grundrente einführen, bei der die
Menschen, die ein Leben lang gearbeitet, Kinder erzogen oder Angehörige gepflegt haben, im
Alter mehr zum Leben haben, als die Grundsicherung.
Wohnen bezahlbar machen! Das wollen wir auch. Und weil der Markt das eben nicht von allein
regelt, wie uns CDU und FDP das immer wieder weismachen wollen, müssen wir stärker in die
kommunalen Wohnungsbauunternehmen und die Wohnungsgenossenschaften investieren.
Und deshalb fordern wir auch die Gründung einer neuen landeseigenen Wohnungsbaugesell-
schaft. Denn die Lage auf dem Wohnungsmarkt wird immer dramatischer, so lange die Mitte-
Rechts-Landesregierung zwar mehr Fördermittel investiert, immer mehr davon aber in den Kauf
von Wohneigentum für Besserverdienende fließt. Der Bau neuer Mietwohnungen ist dagegen
stark eingebrochen.
Soziale Politik macht eben nur die SPD. Und so verwundert es nicht, dass die angekündigten Ver-
besserungen in den Kitas nicht ein Ergebnis schwarz-gelber Klientelpolitik sind, sondern ihren
Ursprung im Gute-Kita-Gesetz von Bundesfamilienministerin Franzsika Giffey haben.
Über diese Themen informiere ich in meinem Wahlkreisnewsletter genauso wie über meine
Wahlkreistour mit Landtagsvizepräsidentin Carina Gödecke, die mich im Januar in Dortmund
besuchte.
Ich hoffe, dass Sie/Ihr die jecken Tage unfallfrei überstanden haben/habt und wünsche eine in-
teressante Lektüre.

Ihre/Eure
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Sozialer Wohnungsbau: Landesregierung feiert peinliche Bilanz
Ende Januar hat die Landesregierung ihre Bilanz zur Wohnraumförderung veröffentlicht. Es
wurden so viele Fördermittel wie seit 2012 nicht mehr ausgegeben. Das ist Grund für
Bauministerin Ina Scharrenbach die Bilanz zu feiern. Peinlich wird es nur, wenn man sich die
Zahlen genauer anschaut. Denn obwohl, so viele Fördermittel flossen, wie seit langem nicht
mehr, wurde weniger Wohnraum geschaffen als in den letzten Jahren. So entstanden 2018
landesweit gerade einmal neue geförderte 8.662 Wohneinheiten.
Sieht man sich nur die Schaffung mietpreisgebundenen Wohnraums an, wird es erschreckend.
Die Zahl der neuen Wohnungen in diesem Segment ist von 9.301 im Jahr 2016 (Rot-Grün) auf
6.159 im Jahr 2018 gesunken. Doch gerade in diesem
Segment ist der Bedarf am höchsten. Die Menschen
in unserem Land brauchen bezahlbaren Wohnraum.
Gerade für Menschen mit einem geringen
Einkommen wird die Lage auf dem Wohnungsmarkt
immer dramatischer. Auch in Dortmund.
Stattdessen fördert die Landesregierung lieber den
Bau von Eigenheimen und den Erwerb von
Bestandsimmobilien. So konnten sich 2018 doch
immerhin 611 Familien als stolze neue Eigentümer
von Wohneigentum nennen. Fördervolumen: 77,5
Millionen Euro.
Doch den Bau oder den Kauf eines Eigenheims
können sich nur diejenigen leisten, die ein höheres
und sicheres Einkommen haben. Das sind
Menschen, die zu diesem Zwecke nicht gerade auf staatliche Hilfe angewiesen sind. Diese
entscheiden sich für den Bau oder Erwerb von Eigenheimen nach einem längeren Planungs- und
Abwägungsprozess, egal ob es dafür staatliche Förderung gibt oder nicht - die nimmt man dann
halt mit, um Geld zu sparen. Hinzu kommt der Umstand, dass sich momentan viele dazu
entscheiden, sich bestehende Immobilien zu kaufen und herzurichten anstatt selbst zu bauen.
Somit entsteht in den meisten Fällen noch nicht einmal neuer Wohnraum.
Leidtragende dieser verfehlten Wohnungspolitik von CDU und FDP sind Menschen mit kleinen
Einkommen. Der Supermarktverkäuferin, der Pflegekraft, dem Rentner oder der
alleinerziehenden Mutter nützt es wenig, wenn sie Fördermittel für den Bau eines Eigenheims
beantragen können, aber weder das Eigenkapital noch die Kreditwürdigkeit besitzen, um ein
Haus bauen zu können. Sie alle merken es aber, wenn sie keine für sie bezahlbare Wohnung
finden, sollten sie einmal umziehen müssen.
Daher fordern wir als SPD-Landtagsfraktion die Erhöhung der Fördermittel für den
mietpreisgebundenen Wohnungsbau, flexiblere Förderkonditionen, die Stärkung der
öffentlichen Wohnungsbauunternehmen und Wohnungsbaugenossenschaften und schließlich
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die Gründung einer landeseigenen Wohnungsbaugesellschaft. Heute zeigt sich, wovor die SPD
vor über zehn Jahren gewarnt hat: Der Verkauf der LEG ist ein Fehler.
Und als wäre dies noch nicht genug, schleift die schwarz-gelbe Mitte-Rechts-Koalition den
Mieterschutz in NRW. So gut wie alle gesetzlichen Regelungen in diesem Bereich, die wir in der
letzten Legislaturperiode geschaffen haben, werden nicht verlängert, sondern von den
Regierungsfraktionen auslaufen gelassen.

Auch deshalb hat sich im Januar das NRW-Aktionsbündnis „Wir wollen wohnen“ von DGB,
Mieterbund, AWO, SoVD, VdK, Diakonie und Caritas gegründet. Mit einer Online-Petition und
vielen öffentlichen Aktionen will das Bündnis die Landesregierung dazu bewegen, den
Wohnungsmangel in NRW zu beseitigen. Auch in Dortmund hat sich ein lokales Bündnis
geschlossen, das ich bei Aktionen unterstützen werde.

Link zur Online-Petition „Wir wollen wohnen“: weact.campact.de/petitions/wir-wollen-wohnen

Ein neuer Sozialstaat - die SPD lässt HartzIV hinter sich
Ist das der sozialpolitische Meilenstein, auf den viele Sozialdemokrat*innen und Kritiker*innen
von HartzIV gewartet haben? Die SPD will einen neuen Sozialstaat. Im Februar hat der
Parteivorstand einstimmig ein Papier beschlossen, mit dem viele nicht gerechnet hätten und das
unsere Partei wieder in die Richtung bewegt, aus der wir kommen.
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Wir wollen einen Sozialstaat, der solidarisch ist, der den Zusammenhalt in unserer Gesellschaft
stärkt und der Menschen wirklich hilft, anstatt sie zu bevormunden. Das Konzept will
Lebensleistung anerkennen. Daher sollen diejenigen, die lange gearbeitet haben, auch länger
Arbeitslosengeld erhalten, wenn sie arbeitslos werden. Die Digitalisierung wird die Arbeitswelt
verändern. Für mehr Chancengerechtigkeit wollen wir ein Recht auf Weiterbildung verankern.
Das Arbeitslosengeld 2 wird durch ein neues Bürgergeld, das aus der Perspektive der Menschen
gedacht ist, ersetzt. Für Kinder schaffen wir eine eigene Kindergrundsicherung. Um den Wert
von Arbeit zu stärken, werden wir den Mindestlohn deutlich anheben und die Tarifbindung
stärken. Schließlich wollen wir die Gestaltung von Arbeit an die Lebenssituation der
Arbeitnehmer*innen anpassen, z.B. durch Recht auf Home-Office und Nichterreichbarkeit und
ein persönliches Zeitkonto für alle Beschäftigten.

Informationen zum Sozialstaatskonzept:
spd.de/aktuelles/ein-neuer-sozialstaat-fuer-eine-neue-zeit

Lebensleistung verdient Respekt
Wer ein Leben lang gearbeitet, Kinder erzogen oder Angehörige gepflegt hat, muss im Alter mehr
haben als die Grundsicherung und zwar ohne Bedürftigkeitsprüfung. Das vor ein paar Tagen von
Bundessozialminister Heil vorgelegte Konzept leistet einen großen Beitrag zu mehr
Anerkennung und Gerechtigkeit. Auch das Land kann sich hierfür stark machen. Deshalb haben
wir in der letzten Plenarwoche Ende Februar die Landesregierung aufgefordert, sich mit all ihren
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Möglichkeiten auf Bundesebene dafür einzusetzen,
dass ein entsprechender Gesetzesentwurf zur
Einführung der Grundrente bis zur Sommerpause
vorgelegt wird.
Wir wollen, dass Frauen und Männer, die viel in
ihrem Leben geleistet haben, von ihrer Rente auch
ordentlich leben können. Wer mindestens 35 Jahre
gearbeitet und in die Rentenkasse eingezahlt hat,
soll mehr haben als andere, die nie oder nur kurz
gearbeitet haben. Bis zu 448 Euro mehr pro Monat.
Auch Teilzeitarbeit, Kindererziehungs- und
Pflegezeiten sollen mitzählen.

Antrag der SPD-Fraktion „Die Grundrente muss kommen – gerechte Renten für alle, die hart
gearbeitet haben – Lebensleistung honorieren und Altersarmut bekämpfen!“:
bit.ly/2TzneRi

Mit dem Gute-Kita-Gesetz legt die SPD vor
Was die schwarz-gelbe Landesregierung nicht
schafft, schafft der Bund. Am 1. Januar ist das Gute-
Kita-Gesetz in Kraft getreten. Der Bund unterstützt
die Länder mit 5,5 Milliarden Euro, die
Kinderbetreuung zu verbessern. Die Mittel können
von den Ländern flexibel genutzt werden, um Kita-
Gebühren gerechter zu gestalten oder die Qualität
der Betreuung zu verbessern, z.B. durch längere
Öffnungszeiten, mehr Personal, die kindgerechte
Gestaltung von Räumlichkeiten, die Ausweitung
der Kindertagespflege oder durch zusätzliche
Bildungsangebote (Sprachkurse, Ernährung,…).
Oder sie können für die Beitragsfreiheit, wie wir sie
als SPD in NRW fordern, eingesetzt werden. Das
wäre eine gerechte Entlastung für Familien, wie
wir sie mit Steuerentlastungen nicht schaffen würden.
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Der Druck, den die SPD-Fraktion im Landtag beim Thema Kita-Gebührenfreiheit gemacht hat, ist
bei der Landesregierung angekommen und trägt erste Früchte. Sie wird mit den Bundesmitteln
aus dem Gute-Kita-Gesetz ein zweites gebührenfreies Kita-Jahr einführen. Mit der Maßnahme
werden Familien in Dortmund um rund 5,1 Millionen Euro im Jahr entlastet. Das darf aber nur
der erste Schritt sein. Wir fordern weiter die
vollständige Gebührenfreiheit in der Kita.
Das Land hat ausreichend Mittel, um die Eltern
sofort von unsozialen Kita-Gebühren zu befreien.
Stattdessen warten wir weiter auf eine
nachhaltige Reform des Kinderbildungsgesetzes –
kurz Kibiz. Seit knapp zwei Jahren schiebt die
Landesregierung dieses vor sich her und betreibt
mit kurzfristig angelegten Rettungspaketen
lediglich Flickschusterei. Diese Tatenlosigkeit geht
zu Lasten der Kommunen und Träger, die auf ihren
steigenden Kosten sitzen bleiben. Am Ende
müssen Kinder und Eltern die Folgen der
verfehlten Familienpolitik des Landes ausbaden.
Ähnlich sieht es bei den Öffnungzeiten der Kitas
aus. Auch hier könnte das Land aktiver sein. Zwar
sollen 100 Millionen Euro für die Ausweitung bereitgestellt werden, aber auch hier gilt, dass das
Land kein eigenes Geld in die Hand nimmt: 80 Prozent übernimmt der Bund, 20 Prozent müssen
die Kommunen beisteuern.
Der Bedarf ist hoch. Gerade einmal 4 Prozent der Kitas in NRW sind nach 17.00 Uhr geöffnet.
Auch in Dortmund, wo gerade einmal 13 von 300 Einrichtungen länger geöffnet sind. Für viele
berufstätige Eltern ist das ein Problem. Einen Kita-Platz mit längeren Öffnungszeiten zu finden,
der zudem wohnortnah ist, ist schwer. Wir wollen, dass für alle Eltern in Nordrhein-Westfalen
eine Kita mit Öffnungszeiten von 7 Uhr bis 18 Uhr wohnortnah zu erreichen ist.

Wie geht es nach dem Kohle-Kompromiss in NRW jetzt weiter?
Die Landesregierung nutzte die letzte Plenarwoche, um den Landtag darüber zu unterrichten,
wie sie nach dem Kohle-Kompromiss Ökonomie und Ökologie versöhnen will. Uns interessierte
vor allem, wie die Landesregierung den Strukturwandel in den betroffenen Regionen stemmen
will. Leider war das, was uns Armin Laschet präsentierte, sehr bescheiden. Sie legte keine
belastbaren Projekte auf den Tisch, die mit dem vielen Geld aus Berlin zur Förderung des
Strukturwandels finanziert werden sollen.
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Dafür weiß sie aber offenbar schon sehr genau, was
sie nicht will: Das Ruhrgebiet nämlich soll von den
Strukturprogrammen des Kohle-Kompromisses
nicht profitieren. Und das, obwohl dort auch neun
Steinkohlekraftwerke vom Netz genommen werden
sollen. Die Landesregierung darf die Landesteile
aber nicht gegeneinander ausspielen. Das wäre grob
fahrlässig. Sie muss jetzt Konzepte für beide Reviere
an Rhein und Ruhr liefern und eine klare Strategie
für das Energie- und Industrieland NRW. Wir müssen
leider gespannt bleiben, was uns erwartet.

Antrag der SPD-Fraktion „Gestalteter Strukturwandel statt entfesselter Märkte für Nordrhein-
Westfalen – Landesregierung gefordert“: bit.ly/2ENlbBa

Beibehaltung des Paragrafen 219a bleibt ein Einschnitt in die Informationsfreiheit
und die Selbstbestimmung von Frauen
Über ein Jahr stand der Paragraf 219a auf der Tagesordnung vieler politischer Gremien. Die Große
Koalition hat sich nun auf einen Kompromiss geeinigt. Die CDU hat dafür gesorgt, dass dieser
Unrechtsparagraf nun nicht abgeschafft wird. Die
sachliche Information über
Schwangerschaftsabbrüche bleibt weiter untersagt.
Die vom Bundestag beschlossene
Gesetzesänderung ist ohne Frage eine
Verbesserung. Sie zeigt aber auch, welches
Menschenbild die CDU vertritt. Sie schürt
Misstrauen gegenüber Ärzt*innen und den
Betroffenen. Keine Frau macht sich die
Entscheidung leicht, wenn sie über einen
Schwangerschaftsabbruch nachdenkt. Sie trifft
diese Entscheidung in einer Notsituation. Mit der
neuen Gesetzgebung wird sie allerdings weiter
stigmatisiert.
Eine Beibehaltung des Paragrafen 219a bleibt ein Einschnitt in die Informationsfreiheit und die
Selbstbestimmung von Frauen. Die neuen Regelungen bleiben kompliziert. Anstatt sich an die
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Ärzt*in ihres Vertrauens wenden zu können, wird sie Sachinformationen nur bei einer
staatlichen Stelle erhalten.
Die SPD-Landtagsfraktion NRW hat sich von Beginn an für eine Streichung des Paragrafen 219a
eingesetzt und die schwarz-gelbe Landesregierung aufgefordert, sich dem anzuschließen, z.B.
dadurch, sich der Bundesratsinitiative der SPD-regierten Länder Hamburg, Bremen, Berlin,
Brandenburg und Thüringen von 2017 anzuschließen. Diese zeigt nämlich auf, wie unlautere
Werbung für einen Schwangerschaftsabbruch unterbunden werden kann, ohne Ärzt*innen, die
sachlich informieren wollen, zu Straftäter*innen zu machen.

Landtag debattierte über Genitalverstümmelung bei Frauen und Mädchen
Der Landtag debattierte im Februar über Genitalverstümmelung bei Frauen und Mädchen. Das
Thema kann uns nicht ruhen lassen, denn es ist auch in Deutschland Realität. Eine Studie des
Bundesfamilienministeriums schätzt die Zahl der Betroffenen auf 50.000 ein. Bis zu 5.700 Frauen
und Mädchen sind zudem akut davon bedroht. Da seit 2014 die weibliche Genitalverstümmelung
eine Straftat ist - in meinen Augen ist sie sogar eine Menschenrechtsverletzung gegen die
Selbstbestimmtheit und Freiheit von Frauen - werden Beschneidungen in der Regel nicht in
Deutschland durchgeführt. Die Familien bringen ihre Töchter in die Herkunftsländer der
Familien, um den Eingriff dort vornehmen zu lassen. Meist geschieht dies unter miserablen
hygienischen Zuständen.
Je nach Art und Ausmaß der Verstümmelung sind die gesundheitlichen und psychischen
Auswirkungen, unter denen die Frauen und Mädchen ihr Leben lang leiden, extrem. Die meisten
Schicksale werden jedoch nicht bekannt, weil in den Familien das Thema auf der einen Seite zwar
gelebte Tradition, die nicht in Frage gestellt wird, auf der anderen Seite aber auch ein Tabu-
Thema ist, über das man mit anderen nicht spricht. In den letzten Jahren gab es in NRW
jedenfalls keine einzige Anzeige dieser Straftat, die übrigens auch für Eltern strafbar ist, die ihre
Kinder ins Ausland bringen, um sie dort beschneiden zu lassen.
Daher wollen wir, dass für das Thema mehr sensibilisiert wird. Zum einen müssen Polizei und
Justiz über das Thema aufgeklärt werden, zum anderen wollen wir diejenigen Menschen, die im
Alltag mit Mädchen und Frauen, die von Genitalverstümmelung bedroht sind, sensibilisieren.
Das sind Lehrer*innen, Erzieher*innen, Mitschüler*innen, Ärzt*innen und das weitere Personal
im Gesundheitswesen. Wir wollen uns dafür einsetzen, dass in den Kommunen Runde Tische
eingerichtet werden, die vor Ort über das Thema aufklären.

Meine Plenarrede vom 22. Feburar 2019: youtu.be/eLoITrrxhjE
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Landesregierung startet Dunkelfeldstudie zu Gewalt an Frauen und Mädchen
Fast zwei Jahre haben wir darauf gewartet. Die Landesregierung hat im Januar ihre Pläne für eine
Dunkelfeldstudie zum Thema Gewalt an Frauen und Mädchen vorgestellt. Leider werden immer
noch viele Gewalttaten, gerade bei Gewalt in Ehe und Partnerschaft, nicht zur Anzeige gebracht.
Das Dunkelfeld ist also groß. Wie groß, ist allerdings nicht bekannt. Das soll die Studie genauso
herausfinden, wie die Gründe, warum Vorfälle nicht angezeigt werden. Die Ergebnisse sollen
Anfang 2020 vorliegen. Die Erkenntnisse der Studie sollen dabei helfen, präventive Maßnahmen
und psychosoziale Unterstützungsangebote für von Gewalt betroffene Frauen
weiterzuentwickeln.

Staubilanz: Die Sache mit den Wahlversprechen
Weniger Staus! Das war das zentrale Wahlversprechen der CDU im Landtagswahlkampf 2017.
Über dieses Wahlversprechen stolpert sie nun. Im Januar hat der ADAC seine Staubilanz
veröffentlicht und - oh Wunder - die Zahl der Staukilometer ist im letzten Jahr um 6,7 Prozent
auf 486.000 Kilometer gestiegen. Leider klappt das bei Verkehrsminister Hendrik Wüst nicht mit
dem Fingerschnipp, der alle Staus beseitigt. Wie die Realität aussieht, das hat nämlich sein
Vorgänger Mike Groschek vorausgesagt: „Vor uns liegt ein Jahrzehnt der Baustellen.“
Denn die Sanierung von Autobahnen und Brücken ist nicht innerhalb von zwei Jahren zu
bewerkstelligen. Sie braucht Zeit und Vorarbeit.
Zunächst mussten und müssen die von Schwarz-Gelb zwischen
2005 und 2010 abgewickelten Strukturen bei Straßen.NRW wieder
aufgebaut werden. Und woher nimmt man hierfür
Straßenbauingenieure, wenn es einen Fachkräftemangel gibt?
Dann musste die SPD erstmal dem Bund die Finanzmittel für die
Autobahnen abverlangen. Hier hat Groschek viel erreicht, wovon
jetzt Wüst eigentlich profitieren sollte.
Die Geschichte zeigt, dass man bei Wahlversprechen immer
aufpassen sollte, ob man sie auch umsetzen kann. Bis das bei der
CDU ankommt, so lange müssen die staugeplagten Pendler*innen
weiterhin ins Lenkrad beißen. Mit der Erkenntnis, dass auch die CDU
der Zauberei und scheinbar des Realismus nicht mächtig ist.
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Hände weg vom Arbeitszeitgesetz!
CDU und FDP wollen das Arbeitszeitgesetz aufweichen. Dieses sei vor dem Hintergrund der
Digitalisierung nicht mehr zeitgemäß und zu
unflexibel. Daher haben sie eine
Bundesratsinitiative gestartet, in der sie fordern,
dass es künftig möglich sein soll, eine wöchentliche
Höchstarbeitszeit anstelle der werktäglichen
Höchstarbeitszeit vorzusehen. Zudem will die
schwarz-gelbe Landesregierung erreichen, dass die
vorgeschriebene Ruhezeit von elf Stunden zwischen
zwei Arbeitstagen verkürzt werden kann. Als
zukünftiger Maßstab soll Beschäftigten lediglich die
EU-Arbeitszeitrichtlinie dienen. Diese sieht eine
wöchentliche Höchstarbeitszeit von 48 Stunden vor.
Vorgaben zur täglichen Arbeitszeit gibt es darin
nicht.
Für uns ist das Arbeitszeitgesetz auch in Zeiten der
Digitalisierung ein unverzichtbares Instrument, um die Rechte, die Mitbestimmung und die
Zeitsouveränität der Beschäftigten zu stärken. Das Gesetz schützt die Gesundheit der
Beschäftigten, indem es die Höchstgrenzen für die tägliche Arbeitszeit und die Mindestdauer
von Ruhezeiten und Pausen regelt. Den Vorstoß der Landesreigerung lehnen wir voll und ganz
ab. Die Herausforderungen der Digitalisierung auf die Arbeitswelt müssen so gestaltet werden,
dass die Schutzfunktion des Arbeitsrechts erhalten bleibt. Wichtige Bausteine hierfür sind z.B.
die Schaffung eines Wahlarbeitszeitgesetzes oder eines Rechtsanspruchs auf Nicht-
Erreichbarkeit.

Zweifelhafte Auftragsvergabe an FDP-Spenderin
Erst über 50.000 Euro Spenden erhalten und dann
freihändig und ohne Ausschreibung das Projekt an die
eigenen Leute vergeben?! Das hat mehr als nur einen
faden Beigeschmack, was Schulministerin Yvonne
Gebauer da geleistet hat.
Die FDP erhielt im Jahr 2017 eine Spende in Höhe von
51.000 Euro von der Geschäftsführerin der Firma Haba
Digital. Die Unternehmerin ist Mitglied im FDP-
Wirtschaftsforum. Dass Spende und Mitgliedschaft für
sie einen wirtschaftlichen Nutzen haben, zeigt der
Auftrag, den sie nun aus dem NRW-Schulministerium
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erhält. Haba Digital erhält ohne, dass der Auftrag ausgeschrieben wurde, 600.000 Euro, um die
Schulen in NRW zu bereisen und für die Chancen der Digitalisierung zu werben.

Damit es jedes Kind packt - wie stärken wir Kinder und Familien?
Mit dem „Gute-Kita-Gesetz“ und dem „Starke Familien-Gesetz“ hat die Bundesregierung ein
starkes Signal gesetzt. Erhebliche Finanzmittel werden zur Verfügung gestellt und konkrete
Maßnahmen für Kinder und Familien umgesetzt. Damit sind einige entscheidende Faktoren für
gelingendes Aufwachsen vom Bund in den Fokus der öffentlichen Debatte gerückt: Kinder und
Familien brauchen einen effektiven Schutz vor Armut und ihren Folgen, sie brauchen einen ver-
einfachten Zugang zu zentralen Elementen der Teilhabe an gesundem Essen, Mobilität und Lern-
förderung. Sie brauchen aber auch gebührenfreie frühkindliche Bildung und das in hoher Quali-
tät.
Doch wie wird diese Vorlage aus Berlin in NRW angenommen? Was kann, soll und muss das Land
unternehmen, um Kinder und Familien im Land auch tatsächlich zu stärken? Ist die von Schwarz-
Gelb angekündigte KiBiz-Reform der richtige Weg oder stellt sie eher ein Problem dar? Welche
politischen Schritte hierzu unternommen werden müssen, wollen wir mit Bundesfamilienminis-
terin Dr. Franziska Giffey und Ihnen/Euch in unserem NRW-Gespräch diskutieren. Dazu laden wir
Sie/Euch herzlich ein.

Einladungsflyer: bit.ly/2GKUOy2
Anmeldung unter: machen-wir.de/familie
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Mit Carina Gödecke auf Tour durch Dortmund - Zu Besuch in der Friedens-Grund-
schule, bei ZWAR, auf dem Schultenhof und in der Linienstraße
Ende Januar hatte ich prominente Unterstützung aus Düsseldorf bzw. aus meinem Nachbar-
wahlkreis im Bochumer Osten. Carina Gödecke, Vize-Präsidentin des Landtags und ich hatten
uns verabredet, um ein mehrere Projekte in Dortmund zu besuchen.

In der Friedens-Grundschule werden Demokratie und Vielfalt gelebt

Morgens startete der Tag in der Friedens-
Grundschule in der Germania-Siedlung in
Marten, wo mich neben Schulleiterin Ulrike
Dreps auch der örtliche Bezirksvertreter Ernst
Hauerken, der an dieser Schule viele, viele
Jahre Hausmeister war, begrüßte. Die Schule
hatte Carina Gödecke im Rahmen des Schul-
besuchsprogramms des Landtagspräsidiums
zu sich eingeladen und einiges an Programm
vorbereitet. So sangen und tanzten alle Kinder
bei dem Lied „Wir sind Kinder einer Welt“ en-
thusiastisch mit und zeigten, dass die Frie-
densschule Vielfalt lebt. Die Diabolo-Gruppe zeigte, welche Kunststücke sie drauf hat und die
Streetdance-Gruppe der Schule trat auf.
Carina Gödecke berichtete anschließend über ihre Arbeit als Politikerin und warum Demokratie
so wichtig ist. Die Schüler*innen hatten vor wenigen Monaten bereits ihre ersten Erfahrungen
mit Demokratie sammeln können. Seit Kurzem gibt es nämlich einen Schülerhaushalt an der
Schule, über den die Schüler*innen demokratisch abstimmen können, was mit dem Geld getan
wird.
Dann beantwortete Carina Gödecke die Fra-
gen der Schüler*innen. Und die hatten sehr
viele zur Veranstaltung mitgebracht. Wer
plant den Spielplatz? Wieso ist der Landtag
rund? Hast Du Kinder? Was machst Du, wenn
keine Plenarsitzung stattfindet? Setzt Du Dich
gegen Umweltverschmutzung ein? - So viele
Fragen, dass sie gar nicht alle beantwortet
werden konnten.
Und eine Frage war, wieso es an der Friedens-
Grundschule keine Tablets für die Schüler*in-



13

nen gebe. Da konnte Schuldezernentin Daniela Schneckenburger mitteilen, dass die Schule hier-
für Mittel aus dem Programm Gute Schule 2020 beantragen könne, was diese nun auch machen
werde. Die Schüler*innen können sich also demnächst über eine moderne Unterrichtsausstat-
tung freuen.

ZWAR: Pflege- und Seniorenpolitik dürfen nicht gegeneinander ausgespielt werden

Im Anschluss an den Schulbesuch ging es weiter zur ZWAR-Zentralstelle in Marten. Wir wollten
etwas über die Arbeit von ZWAR und die Auswirkungen erfahren, wenn Ende des Jahres die För-
dermittel gestrichen werden sollten. Mitglieder der ZWAR-SPRINT-Gruppe aus Marten und der
ZWAR-Gruppe aus Brünninghausen berichte-
ten uns über ihre Erfahrungen und Aktivitä-
ten. Der Zusammenhalt der Gruppen ist groß,
hier ist jeder für jeden da. So gibt es ZWAR-
Gruppen, die seit vielen Jahren, teilweise Jahr-
zehnten, miteinander alt werden und ihre Zeit
gemeinsam sinnvoll gestalten - ein wichtiger
Beitrag für eine soziale Quartiersentwicklung.
Marc Bagusch, Geschäftsführer der ZWAR-
Zentralstelle stellte in seinem Vortrag die Al-
leinstellungsmerkmale von ZWAR vor. Die
Gruppen seien völlig autonom und selbstbe-
stimmt. Sie würden ihre Aktivitäten selbst festlegen und planen. Da es keine Vereins- oder Ver-
bandsstrukturen gebe, würden damit auch viele Menschen angesprochen, die sich in Vereinen
nicht engagieren würden.
Friedhelm Sohn und Uli Dettmann aus dem Vorstand des Trägervereins ZWAR e.V. berichteten
über ihre Bemühungen, die Landesregierung für eine Fortführung des Projektes zu überzeugen.
Dort sei man aber auf taube Ohren gestoßen.
Die Landesregierung spiele zudem mit fal-
schen Karten. Ein Kritikpunkt, Zielvereinbarun-
gen seien nicht eingehalten worden, stimme
zwar, die Landesregierung verschweige aber,
dass nach Umstrukturierungen bei ZWAR 2018
und 2019 die Ziele, nämlich jährlich 30 Neu-
gründungen von ZWAR-Gruppen in NRW, ein-
gehalten würden. Das Sozialministerium be-
mängelt zudem, dass die Freizeitgestaltung
von Senior*innen Aufgabe der Kommunen und
nicht des Landes sei. Sohn und Dettmann machten aber deutlich, dass keine Landesmittel in die



14

ZWAR-Gruppen vor Ort fließen würden, sondern nur in den Betrieb der ZWAR-Zentralstelle, de-
ren Aufgabe es sei, die Gründung neuer ZWAR-Gruppen zu fördern, die ZWARler für ihr Engage-
ment fit zu machen, Kommunen bei der Gestaltung seniorengerechter Angebote zu beraten und
die ZWAR-Gruppen im Land zu vernetzen. Ohne die hauptamtliche Unterstützung drohe das En-
gagement der rund 10.000 ZWARler in 240 Netzwerken in über 80 Kommunen langfristig einzu-
schlafen.
Carina Gödecke und ich machten deutlich, dass wir an der Seite von ZWAR stehen. Seniorenpo-
litik darf nicht gegen Pflegepolitik ausgespielt werden. Und das tut Sozialminister Karl-Josef
Laumann, der immer wieder deutlich macht, dass er das Geld lieber in die Pflege verschieben
will. Beide Aufgabenbereiche sind aber in unseren Augen wichtig. Und Seniorenpolitik ist eben
nicht mit Pflegepolitik gleichzusetzen. Man darf sich auch nicht darauf verlassen, dass bei ZWAR
die Kommunen für das Land einspringen werden. Wir wollen ZWAR bei ihrer Kampagne, die in
diesem Jahr gestartet wird, unterstützen. Ein erster Schritt ist eine Online-Petition, die bereits
läuft. ZWAR muss aber auch sein großes Netzwerk von immerhin 10.000 Menschen mobilisieren.
Sie müssen das Thema öffentlich machen - durch Briefe an ihre Abgeordneten, durch Presseak-
tionen und eben auch durch das Sammeln von Unterschriften.

Hier geht es zur Online-Petition: openpetition.org/zwar

Besuch des Schultenhofs - Ungleiches müssen wir ungleich behandeln

Der Schultenhof der AWO Dortmund ist in Dortmund als Bauernhof für seine Bio-Produkte, aber
auch als beliebtes Ausflugsziel bekannt. Das Besondere: hier leben und arbeiten Menschen mit
Behinderungen. Und das wissen eben nicht so viele. Für mich ist er ein Stück Heimat, denn ganz
in der Nähe wohne ich und durch meine langjährige Tätigkeit bei der AWO Dortmund ist mir die
Arbeit der Kolleg*innen sehr vertraut. Mir war es ein großes Anliegen, dass Carina Gödecke diese
tolle Einrichtung auch kennenlernt. Und ich
habe mich auch darüber gefreut, dass die ört-
lichen Rats- und Bezirksvertreterinnen Inge
Albrecht-Winterhoff und Christel Homann der
Einladung gefolgt sind, um sich über dieses Al-
leinstellungsmerkmal im Stadtbezirk Hom-
bruch zu informieren.
Auch Gerda Kieninger, Vorsitzende des AWO
Unterbezirks Dortmund zeigt sich immer wie-
der stolz über dieses besondere AWO-Projekt
und konnte bei unserem Besuch so einige
Anekdote berichten, z.B. dass die hier früher
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stationierten Polizeipferde gehen mussten, weil ihre Pferdeäpfel den Boden für den biologischen
Anbau kontaminiert hätten, da sie kein Bio-Futtermittel zum Fressen bekamen oder wie sie am
heimischen Backofen die Idee für „Schultenhof im Glas“ entwickelte.
Bei einem Rundgang über den Hof lernten wir das vielfältige Angebot kennen: Schweinemast,
Hofmetzgerei, Eierproduktion und Gemüse- und Futteranbau.
Doch der Besuch hatte auch einen politischen Hintergrund. Im nächsten Jahr tritt eine Änderung
des Bundesteilhabegesetzes in Kraft. Diese hat zum Ziel, das eigenständige Leben von Menschen
mit Behinderungen zu fördern, idealerweise in
den eigenen vier Wänden. Das Gesetz stellt
dann aber auch Wohnprojekte und -häuser für
diese Zielgruppe schlechter und stärkt ambu-
lante Betreuungsangebote. Was als sinnvolle
Maßnahme gemeint war, hat dann negative
Auswirkungen auf Menschen, die auf ein Le-
ben in einem Wohnhaus angewiesen sind.
Nicht jeder Mensch mit einer Behinderung
bringt die notwendige Selbstständigkeit mit.
Bei vielen besteht zudem die Gefahr der Ver-
einsamung, da soziale Kontakte fehlen, die es
in einem Wohnhaus gibt.
Ich denke, dass wir Ungleiches auch ungleich
behandeln müssen. Wir müssen sowohl die
Selbstständigkeit und gleichberechtigte Teil-
habe von Menschen mit Behinderungen er-
möglichen. Dafür müssen wir die ambulante Betreuung genauso stärken wie Integrationsunter-
nehmen, in denen behinderte und nicht-behinderte Menschen gleichberechtigt miteinander ar-
beiten.
Wir müssen aber auch anerkennen, dass es Menschen gibt, die auf intensiv betreutes Wohnen
und die Arbeit in Werkstätten angewiesen sind. Die Angebote, die es für sie gibt, und die in vielen
Jahrzehnten ein umfangreiches Fachwissen aufgebaut haben, gilt es ebenso den Rücken zu stär-
ken. Ich werde die Anregungen mit in den Sozialausschuss des Landtags nehmen und hier the-
matisieren.

Prostituierte sorgen sich um Datenschutz und Zugang zum Gesundheitssystem

Mit der Prostituiertenberatungsstelle Dortmunder Mitternachtsmission besuchten wir auf un-
serer letzten Station einen Bordellbetrieb in der Linienstraße. Wir wollten uns über das Dortmun-
der Modell im Bereich der Prostitution informieren und uns über die Erfahrungen mit dem Pros-
tituiertenschutzgesetz, das 2017 eingeführt wurde, austauschen.
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Im Rahmen des Dortmunder Modells tauschen sich seit vielen Jahren Mitarbeiter*innen der Be-
ratungsstellen, Stadtverwaltung, Polizei, Bordellbetreibern und Prostituierte selbst aus, um für
transparente und sichere Arbeitsverhältnisse in der Linienstraße zu sorgen. Alle Akteure arbeiten
hier auf Augenhöhe und sorgen dafür, dass die Arbeit auf der Linienstraße für die Frauen im Ge-
gensatz zur Wohnungs- und Straßenprostitution sicher ist und Spielregeln von allen Seiten ein-
gehalten werden. So wird hier auch Menschenhandel und Prostitution Minderjähriger vorge-
beugt.
Seit 2017 gilt das Prostituiertenschutzgesetz. Gelobt wurde von allen Seiten die neu eingeführte
Kondompflicht, die es den Frauen erleichtere, dies auch bei den Freiern einzufordern. Kritik gibt
es jedoch an anderer Stelle an dem Gesetz.
Bislang mussten Prostituierte ihr selbstständi-
ges Gewerbe anmelden, nun zudem auch ihre
Tätigkeit als Sexarbeiterin. Im Rahmen dessen
müssen sie einmal im Jahr für ein Aufklärungs-
gespräch beim Gesundheitsamt vorstellig
werden und erhalten vom Ordnungsamt eine
Anmeldebescheinigung, die bei der Berufsaus-
übung mitgeführt werden muss und die u.a.
ein Foto der Frau beinhaltet.
Nun ist die Prostitution keine gewöhnliche Tä-
tigkeit. Prostituierte leiden unter der gesellschaftlichen Stigmatisierung ihres Berufs. Daher ha-
ben viele von ihnen Ängste, dass ihr Anmeldebescheinigung von Freunden und Verwandten ent-
deckt wird oder gar in die falschen Hände gerät. Die Folgen wäre Ausgrenzung bis hin zu staatli-
chen Sanktionen. Denn in vielen Ländern ist Prostitution verboten und wenn dort bekannt wird,
dass jemand in Deutschland der Prostitution nachgeht, kann sie hierfür z.B. im Gefängnis landen
oder ihre Kinder verlieren.
Ein zweites Problem stellt die Krankenversi-
cherung dar. In der Regel arbeiten Prostitu-
ierte als Selbstständige. Daher müssen sie sich
privat versichern. So gut wie jede Versiche-
rung lehnt diese jedoch ab, sobald sie erfährt,
womit sie ihren Lebensunterhalt verdient, da
sie diese als Risikogruppe ansehen. Oder sie
unterstellen den Frauen ein unrealistisch ho-
hes Einkommen, wodurch die Versicherungs-
beiträge unbezahlbar werden. Die gesetzli-
chen Krankenkassen verfahren diesbezüglich
nicht anders, wenn die Frauen sich freiwillig
gesetzlich versichern wollen.
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Wir werden diese beiden Kritikpunkte mit in den Gleichstellungs- und den Gesundheitsaus-
schuss im Landtag nehmen. Es darf nicht sein, dass wir solche prekären Situationen dulden. Wir
wollen evaluieren, ob das Prostituiertenschutzgesetz auch diejenigen schützt, die es schützen
soll, oder ob es geändert werden muss. Das Gesetz hatte die Absicht Zwangsprostitution und
Menschenhandel zu bekämpfen. Doch in der Realität erschwert es in erster Linie die Arbeit der
Frauen, die der Prostitution in einem geregelten Umfeld nachgehen. In dem Teil des Milieus, das
von den Behörden gar nicht kontrolliert werden kann, weil es im Verborgenen stattfindet, wo
die kriminelle Energie vorherrscht und die Frauen ausgebeutet werden, hat das Prostituierten-
schutzgesetz keine Auswirkungen gehabt.

Drei Talentschulen für Dortmund
Die Anne-Frank-Gesamtschule, das Heisenberg-Gymnasium und das Paul-Ehrlich-Berufskolleg
können sich freuen, denn sie werden eine von landesweit 35 Talentschulen. Was für die
einzelnen Schulen eine tolle Sache ist - sie erhalten zusätzliche personelle Ressourcen - , ist das
Gegenteil von dem, was wir unter Bildungsgerechtigkeit verstehen.
Überall in unserem Land klagen die Schulen über zu wenige Lehrkräfte und es hat in meinen
Augen jede*r Schüler*in verdient, dass ihre/seine individuellen Talente gefördert werden. Jede
Schule sollte eine Talentschule sein. Die Talente unserer Kinder fördern wir aber am besten durch
längeres gemeinsames Lernen, die Ausweitung des Ganztags und die Einführung eines
schulscharfen Sozialindexes zur gerechten Ressourcenausstattung der Schulen. Stattdessen
verschärft die Landesregierung mit ihrem Ansatz der Talentschule nur die soziale Segregation in
unserem Schulsystem.

Einblick in die Arbeit der Polizei
Woche für Woche pilgern Hunderttausende Menschen
in die großen Fußballtempel in Deutschland. Mit dabei
die Polizei, die für die Sicherheit im und ums Stadion
sorgt. Die Einsatzhundertschaften der
Bereitschaftspolizei in Nordrhein-Westfalen leisten
dabei sehr intensive Arbeit, die mit Wochenend- und
Nachtarbeit verbunden ist und auch viele Überstunden
verursacht. Denn die Zahl der Großeinsätze steigt -
nicht nur wegen des Fußballs, sondern auch wegen
Demonstrationen oder Amtshilfen wie an der
bayerisch-österreichischen Grenze (über deren Sinnhaftigkeit wir jetzt hier aber nicht
diskutieren wollen).
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Daher habe ich mir mit meinem Abgeordnetenkollegen Volkan Baran mal einen solchen
Polizeieinsatz am Rande des BVB-Spiels gegen Hoffenheim angeschaut. Das fing morgens mit
der Einsatzbesprechung im Polizeipräsidium an, um anschließend den Polizeieinsatz rund ums
Stadion zu verfolgen. Ein sehr beeindruckender Einblick in die Arbeitswelt der Polizei.

One Billion Rising - Wir tanzen zur
Solidarität mit Frauen, die Opfer von
Gewalt wurden
Jede dritte Frau auf der Welt - also mehr
als eine Milliarde Menschen - wurde in
ihrem Leben bereits Opfer von Gewalt
oder sexuellen Missbrauchs. Um hierauf
aufmerksam zu machen, gingen am 14.
Februar im Rahmen eines Aktionstags
gegen Gewalt an Frauen und Mädchen
Millionen Menschen weltweit auf die
Straße. Auch in Dortmund fand eine solche Aktion statt, bei der gemeinsam getanzt wurde, um
Solidarität mit allen Betroffenen zu zeigen und gegen Gewalt ein Zeichen zu setzen.

WDR-Video über die One Billion Rising-Aktionen in NRW: bit.ly/2GSoetO
Jetzt für Girls‘ Day bewerben!
Für einen Tag mal einen Blick hinter die Kulissen des
Landtag werfen und erfahren, wie Frauen es in die
Politik geschafft haben. Das ist möglich beim Girls‘
Day, zu dem die SPD-Landtagsfraktion Schülerinnen
ab 16 Jahren einlädt. Ich suche hierfür eine
Teilnehmerin aus meinem Wahlkreis in Dortmund.
Also, bewirb Dich.
Achtung: Um Euch zu ermöglichen, eine
Landtagsdebatte hautnah zu verfolgen, haben wir
unseren Girls‘ Day auf den 21. März, also eine Woche
vor dem eigentlichen Girls‘ and Boys‘ Day, gelegt.

Weitere Infos unter: anjabutschkau.de/girlsday
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Kompetenzzentrum Selbstbestimmt Leben besuchte Landtag
Im August besuchte ich mit meinem Abgeordnetenkollegen Serdar Yüksel das Kompetenzzent-
rum Selbstbestimmt Leben (KSL) für den Regierungsbezirk Arnsberg. Im Februar erfolgte dann
der Gegenbesuch im Landtag. Mit dabei waren Vertreter*innen des KSL, der vielen Netzwerk-
partner - z.B. der inklusive Künstlerstammtisch Chicco Art aus Dortmund und eine größere
Gruppe des Frauenheims in Wetter-Wengern. Nach der Besichtigung des Landtags diskutierte
ich mit den Gästen über Themen wie das Bundesteilhabegesetz, gelebte Inklusion, Interessen-
vertretungen für Menschen mit Behinderungen, inklusive Kultur, aber auch die Erneuerung der
SPD.

Im Wahlkreis unterwegs
Auch in den letzten Wochen war ich wieder im Wahlkreis unterwegs, um mich mit den Men-
schen auszutauschen und über meine Arbeit im Landtag zu berichten. Hier eine Liste meiner Ter-
mine:
Ver.di-Verteilaktion vor dem real,- Supermarkt im Indupark, Winterfest des Schaustellervereins
Rote Erde Dortmund, Besuch des Bahnbetriebswerks der Deutschen Bahn, Besuch der ZWAR-
Gruppe Brünninghausen, Demonstration „Jetzt erst recht! Keine Kompromisse #wegmit219a –
Körperliche und sexuelle Selbstbestimmung sind nicht verhandelbar“, Politischer Frühschoppen
SPD Ortsverein Wellinghofen/Wichlinghofen, Besuch der Friedens-Grundschule in Marten, Be-
such der ZWAR-Zentralstelle NRW, Besuch des Schultenhofs der AWO Dortmund, Besuch eines
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Bordells in der Linienstraße, Eintragung des Landtagspräsidiums ins Goldene Buch der Stadt
Dortmund, Empfang des Landtagspräsidiums im Dortmunder Rathaus, Neujahrsempfang des
SPD Stadtbezirks Lütgendortmund/Marten, Neujahrsempfang des THW Ortsverbands Dort-
mund, Jahresempfang des AsF Unterbezirks Dortmund, Besuch der Warnstreikkundgebung bei
ThyssenKrupp Westfalenhütte, Begleitung des Polizeieinsatzes am Rande des BVB-Spiels gegen
Hoffenheim, Europa-Frühschoppen SPD Ortsverein Barop und SPD Stadtbezirk Hombruch, Ge-
spräch mit der Rektorin der TU Dortmund über die Weiterentwicklung kooperativer Promo-
tionen und Teilnahme am „One Billion Rising“-Tanzflashmob.


